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Schriftlicher Bericht 

I 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu der Vereinbarung vom 23. November 1957 über 

Flüchtlingsseeleute 

— Drucksache 2536 — 


A. Bericht des Abgeordneten Heye 


Die Vereinbarung vom 23. November 1957 über 
Flüchtlingsseeleute wurde auf niederländische Ini- 
tiative getroffen, um Flüchtlingsseeleuten die glei- 
chen Rechte zu geben, die im Genfer Abkommen vom 
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, 
das in der Bundesrepublik am 1. September 1953 in 
Kraft getreten ist, festgelegt worden sind. Die nie- 
derländische Regierung hatte sich seinerzeit zu dem 
Vorschlag einer besonderen Vereinbarung dieser 
Flüchtlingsseeleute entschlossen, weil damals ein 
Überangebot an Flüchtlingsseeleuten entstand. Die- 
ser Zustand war bereits zum Zeitpunkt des Ab- 
schlusses dieser Vereinbarung, also 1957, überholt. 
Flüchtlingsseeleute haben heute keinerlei Schwie- 
rigkeiten mehr, Papiere zu bekommen, da sie bei 
allen seefahrenden Nationen sehr gesucht und gerne 
aufgenommen werden. Trotzdem erscheint es wün- 
schenswert, für die Behandlung der Flüchtlingssee- 
leute eine übernationale Konvention zu schaffen. 

Für die Bundesrepublik hat das Problem der 
Flüchtlingsseeleute zur Zeit keine praktische Bedeu- 
tung, da höchstens 12 Flüchtlingsseeleute in der 
Handelsmarine der Bundesrepublik beschäftigt sind 
und über alle notwendigen Papiere bereits verfü- 
gen. Die Bundesregierung wird aber von dem übri- 
gen Unterzeichnern der Vereinbarung vom 23. No- 
vember 1957 (Belgien, Dänemark, Frankreich, Ver- 
einigtes Königreich von Großbritannien, den Nie- 
derlanden, Norwegen und Schweden) immer wieder 
zur Ratifizierung gedrängt, da die Bundesrepublik 
als einzige Vertragspartei noch nicht ratifiziert hat 
und die Vereinbarung nach ihrem Artikel 16 erst 
90 Tage nach Hinterlegung der 8. Ratifikationsur- 
kunde, also der allein noch ausstehenden Urkunde 
der Bundesrepublik, in Kraft treten kann. 


Die Zahl der Flüchtlingsseeleute wird auf etwa 
8000 Personen geschätzt, von denen sich auf Schiffen 
der Vertragsstaaten des Genfer Flüchtlingsabkom- 
mens etwa 4000 Personen befanden oder befinden. 

Die Bundesrepublik hat sich für eine möglichst 
großzügige Regelung des Problems der Flüchtlings- 
seeleute eingesetzt und hat ihrerseits allen Flücht- 
lingsseeleuten, die auf Schiffen unter deutscher 
Flagge Dienst tun, die gleiche Rechtsstellung wie den 
Flüchtlingen im Sinne des Genfer Abkommens zu- 
erkannt. 

Der Zweck der Vereinbarung vom 23. November 
1957 ist, wie eingangs angedeutet, die Beseitigung 
der nicht zu rechtfertigenden Unterschiede zwischen 
dem Status der Flüchtlinge nach dem Genfer Ab- 
kommen und der Rechtsstellung der Flüchtlingssee- 
leute. Das Genfer Abkommen gewährt nur denjeni- 
gen Flüchtlingen Rechte und Vergünstigungen, die 
sich im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates aufhal- 
ten. Durch ihren Beruf werden aber die Seeleute 
verhindert, sich ständig oder überwiegend im Ho- 
heitsgebiet! eines bestimmten Staates aufhalten zu 
können. In der Vereinbarung wird nun unterstellt, 
daß Flüchtlingsseeleute je nach dem Grade ihrer 
Bindung an einen Vertragsstaat ihren rechtmäßigen 
Aufenthalt im Sinne des Artikels 28 des Genfer 
Abkommens im Gebiet dieses Vertragsstaates ha- 
ben. Durch die Feststellung der Rechtmäßigkeit 
ihres Aufenthaltes erhalten sie die rechtlichen An- 
sprüche auf die Ausstellung von Reisepässen durch 
den Vertragsstaat. 

In Artikel 2 wird festgelegt, unter welchen Vor- 
aussetzungen ein Flüchtlingsseemann den Flüchtlin- 
gen nach dem Genfer Abkommen im Hoheitsgebiet 
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eines Vertragsstaates gleichgestellt wird; das ist 
z. B. der Fall, wenn er während der drei letzten 
Jahre vor Anwendung der Vereinbarung auf seinen 
Fall insgesamt 600 Tage als Flüchtling und Seemann 
auf Schiffen Dienst getan hat, die mindestens zwei- 
mal jährlich Häfen in diesem Hoheitsgebiet ange- 
laufen haben. Weitere Artikel enthalten Vorschrif- 
ten über den Verlust des Aufenthaltsrechtes, die 
Einreise und den Aufenthalt im Gebiet eines ande- 
ren Vertragsstaates der Vereinbarung, über die 
Ausstellung von Personalausweisen und die Frei- 
stellung von Schiffsreisen in Gebiete, in denen der 
Flüchtlingsseemann der Gefahr einer politischen 
bzw. rassischen etc. Verfolgung ausgesetzt ist. 

Artikel 5 fordert die Vertragsstaaten auf, wohl- 
wollend die Möglichkeit zu prüfen, die Vergünsti- 
gung dieser Vereinbarung auch Flüchtlingsseeleuten 
zu gewähren, denen sie auf Grund der Vereinba- 
rung nicht zustehen, wie z. B. solchen Seeleuten, 
die auf Schiffen Dienst tun, die nicht unter der 
Flagge eines der Vertragsstaaten fahren. 

Artikel 9 und 10 enthalten Schutzvorschriften, 
die den Flüchtlingen das Verlassen des Schiffes er- 
möglichen sollen, wenn ihre Gesundheit gefährdet 
ist oder wenn das Schiff in Gebiete fährt, in denen 
der Flüchtlingsseemann der begründeten Gefahr 
einer Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, 
Staatsangehörigkeit oder Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner poli- 
tischen Überzeugung ausgesetzt ist. Zu diesem Ar- 
tikel 10 hat der Berichterstatter bei den Beratungen 
des Ausschusses gegenüber den Vertretern der 
Bundesregierung persönlich die Anregung gegeben, 


daß die Reedereien usw. grundsätzlich darauf hinge- 
wiesen werden, daß Flüchtlingsseeleute nicht auf 
Schiffen angeheuert werden sollten, die unter Um- 
ständen durch eine Anweisung zur Kursänderung 
auf hoher See seitens ihrer Reederei einen Hafen 
anlaufen sollen, in dem der Flüchtlingsseemann Ge- 
fahr laufen könnte, verfolgt zu werden. Eine solche 
Möglichkeit ist z. B. bei Trampfahrern oder bei Tan- 
kern durchaus gegeben. 

In Artikel 12 wird den Flüchtlingsseeleuten un- 
abhängig von dieser Vereinbarung zugestanden, 
daß Rechte und Vergünstigungen, die ihnen von 
einer Vertragspartei gewährt worden sind, durch 
die Vereinbarungen nicht berührt werden. 

Artikel 13 regelt die Voraussetzungen für eine 
Vertragspartei für den Fall, daß sie von den Ver- 
pflichtungen gegenüber einem Flüchtlingsseemann 
zurücktreten will, wenn die öffentliche Ordnung 
oder die Staatssicherheit gefährdet ist. 

Nach Artikel 14 sollen Streitigkeiten zwischen 
den Vertragsparteien über die Auslegung oder die 
Anwendung dieser Vereinbarungen auf Antrag 
einer der streitenden Parteien dem Internationalen 
Gerichtshof in Den Haag vorgelegt werden. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hat die Gesetzesvorlage — Drucksache 2536 — in 
seiner 62. Sitzung am 13. April 1961 beraten und 
beschlossen, dem Bundestag die Annahme zu emp- 
fehlen. Auch der mitberatende Ausschuß für Inne- 
res hat — laut Beschluß vom 26. April 1961 — ge- 
gen die Vorlage keinen Einwand erhoben. 


Bonn, den 26. April 1961 


Heye 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2536 — unverän- 
dert anzunehmen. 


Bonn, den 26. April 1961 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiteu 
Dr. Kopf Heye 

Vorsitzender Berichterstatter 
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